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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
— N. 23. 
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betreffend die Verbeſſerung der Oder und der Spree, ſowie die Abänderung des Geſetzes vom 9. Juli 
1886, betreffend den Bau neuer Schifffahrtskanäle und die Verbeſſerung vorhandener Schifffahrtsſtraßen, 
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der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 242. 


(Nr. 9299.) Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Realgemeinden in der Provinz Hannover. 
Vom 5. Juni 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 
§. 1. 

Genoſſenſchaften, deren Mitglieder kraft ihrer Genoſſenſchaftsangehörigkeit 
zur Nutzung einer Gemeinheit berechtigt ſind (Realgemeinden, Hütungsgemeinden, 
Forſtgenoſſenſchaften, Markgenoſſenſchaften u. ſ. w.), können nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes eine Regelung ihrer Verfaſſung erhalten. N 

Für die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes iſt es unerheblich, ob die gemein⸗ 
ſchaftlich genutzten Vermögensgegenſtände im Eigenthume der Genoſſenſchaft oder 
ihrer Mitglieder, oder eines Dritten, oder im Miteigenthume mehrerer Genoſſen⸗ 


ſchaften ſich befinden. 
§. 2 


Als Realgemeinden im Sinne dieſes Geſetzes gelten alle im $. 1 bezeichneten 
Genoſſenſchaften. s 
. 3. 


Die Regelung der Verfaſſung einer Realgemeinde erfolgt durch Statut 
entweder auf Antrag eines oder mehrerer Mitglieder derſelben oder im öffentlichen 
Intereſſe auf Veranlaſſung des Landraths unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes, 
von Amtswegen. 

Geſ. Samml. 1888. (Nr. 9299.) 44 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Juni 1888. 
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Der Antrag iſt an den Landrath desjenigen Kreiſes zu richten, welchem 
die Gemeinheit ganz oder zum größten Theile angehört. In Zweifelsfällen wird 
der zuſtändige Landrath vom Regierungspräſidenten beziehungsweiſe, wenn ver⸗ 
ſchiedene Regierungsbezirke in Frage kommen, vom Oberpräſidenten beſtimmt. 


$. 4. 

Ergiebt die Prüfung die Unzuläſſigkeit des Antrages, ſo iſt derſelbe vom 
Landrathe unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes zurückzuweiſen. 

Im entgegengeſetzten Falle, ſowie dann, wenn das Verfahren von Amts⸗ 
wegen aufgenommen wird, hat der Landrath die bekannten Mitglieder der Real⸗ 
gemeinde zur Beſchlußfaſſung über den Erlaß eines Statutes vorzuladen. 

Die Ladung erfolgt unter der Verwarnung, daß gegen den Ausbleibenden 
angenommen wird, er wolle dem Beſchluſſe der Erſchienenen zuſtimmen. 

Die Bekanntmachung der Ladung iſt nach denjenigen Vorſchriften, welche 
für die Zuſammenberufung der Landgemeinden gelten „zu bewirken. 

Außerdem muß die Ladung durch einmalige Einrückung in ein für amt⸗ 
liche Bekanntmachungen des Landrathes dienendes Blatt veröffentlicht werden. 


$. 5. 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt unter Leitung des Landrathes nach Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 

Das Stimmgewicht der Genoſſenſchaftsmitglieder richtet ſich, ſoweit nicht 
etwas Anderes feſtſteht, nach dem Umfange der Theilnahmerechte. 

In Zweifelfällen iſt über das Beſtehen der Mitgliedſchaft und das Stimm- 
gewicht vom Kreisausſchuſſe durch Beſchluß Entſcheidung zu treffen. Letztere ift 
endgültig, aber nur für die Beſchlußfaſſung über den Erlaß des Statutes maß⸗ 
gebend. 8 6 


Das Statut muß enthalten: 

1) den Namen und den Sitz der Genoſſenſchaft, ſowie die Bezeichnung 
des Vermögens derſelben; 

2) die Bezeichnung der Theilnahmerechte und des Umfanges derſelben, 
ſowie des den Mitgliedern zuſtehenden Stimmrechtes; 

3) Beſtimmungen über die Anlegung und Fortführung eines Verzeichniſſes 
der Mitglieder; 

4) Beſtimmungen über die Beſtellung eines, zur Vertretung der Real⸗ 
gemeinde berechtigten und verpflichteten Vorſtandes ſowie, falls der 
Vorſtand aus mehreren Perſonen beſteht, über die Beſchlußfaſſung 
deſſelben; 

5) Beſtimmungen über die Formen der Berufung und Beſchlußfaſſung 
der Genoſſenſchaftsverſammlung, 
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6) Vorſchriften über die Vertheilung der Laſten im Falle einer Ver⸗ 
äußerung oder Theilung von Berechtigungen; 
7) Beſtimmungen über die Einräumung neuer Theilnahmerechte. 
Wird das Statut auf die Verwaltung des Genoſſenſchaftsvermögens 
erſtreckt, ſo muß daſſelbe außerdem enthalten: 
8) Beſtimmungen über die Art der Benutzung des Vermögens; 
9) e über die Verwaltungsbefugniſſe des Vorſtandes (Ziffer 4), 
owie 
10) die Bezeichnung derjenigen Verwaltungsangelegenheiten, welche der Be- 
ſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung vorbehalten werden ſollen. 
Durch das Statut kann der Vorſtand der politiſchen Gemeinde zum Vor— 
ſtande der Realgemeinde (Nr. 4 und 9) beſtellt werden. 


ER 

Das Statut bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 

Wenn ein Statut nicht zu Stande kommt oder daſſelbe nicht die Genehmi- 
ung des Bezirksausſchuſſes findet, ſo hat, falls die Angelegenheit im öffentlichen 
Intereſe der Regelung bedarf, der Bezirksausſchuß ein Statut feſtzuſtellen. 

Abänderungen des Statutes bedürfen der Genehmigung des Bezirks— 
ausſchuſſes. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes (Abſ. 1, 2, 3) findet hinſichtlich 
der nach §. 6 Nr. 2 zu treffenden Beſtimmungen des Statutes innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
unter den Mitgliedern der Realgemeinde, im Uebrigen die Beſchwerde an den 
Provinzialrath ſtatt. f 

$. 8. 


Für die nach Maßgabe dieſes Geſetzes mit einem Statute verſehenen Real- 

gemeinden gelten folgende Beſtimmungen: 

1) Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Genoſſenſchafts⸗ 
angelegenheiten wird in erſter Inſtanz von dem Landrathe, als Vor— 
ſitzendem des Kreisausſchuſſes, in höherer und letzter Inſtanz von dem 
Regierungspräſidenten geübt, iſt aber darauf beſchränkt, daß die Ver- 
waltung in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze und dem Statute ge— 
führt wird. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden ſind in allen Inſtanzen 
innerhalb zwei Wochen anzubringen. 
Der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes bedürfen Beſchlüſſe: 
a) auf freiwillige Veräußerungen, durch welche der Beſtand des 
Genoſſenſchaftsvermögens verändert wird; 
b) wegen Aufnahme von Anleihen auf den Kredit der Genoſſenſchaft. 
Gr. 9299.) 44* 
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2) Der auf Grund des Statutes beſtellte Vorſtand iſt zur Berufung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung verpflichtet, ſobald es das Intereſſe der 
Realgemeinde erfordert, insbeſondere wenn wenigſtens ein Drittel der 
Mitglieder es unter Angabe des Zweckes ſchriftlich beantragt oder wenn 
die Aufſichtsbehörde es verlangt. 

3) Die den Genoſſenſchaftsmitgliedern als ſolchen obliegenden Laſten ſind 
den gemeinen öffentlichen Laſten gleich zu achten. f 

4) Die zur Erfüllung der Genoſſenſchaftspflichten erforderlichen Geldmittel 
ſind, ſoweit ſie nicht aus dem Vermögen der Genoſſenſchaft entnommen 
werden können, von den Mitgliedern durch Geldbeiträge aufzubringen, 
welche von dem Vorſtande nach dem im Statute feſtgeſtellten Theilungs⸗ 
maßſtabe umzulegen ſind. 

Sonſtige der Realgemeinde gegenüber beſtehende Verpflichtungen 
der Mitglieder können vom Vorſtande, nach Maßgabe des fünften Titels 
($$. 132 bis 135) des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine 
Landesverwaltung, durch Anwendung der dem Gemeinde- (Guts) 
Vorſteher zuſtehenden Zwangsmittel durchgeſetzt werden. 

Die feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen in die Kaſſe der Realgemeinde. 

5) Auf Beſchwerden und Einſprüche gegen Beſchlüſſe des Vorſtandes, 
betreffend: 

a) das Recht zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des 

Genoſſenſchaftsvermögens, 

b) das Stimmrecht in der Genoſſenſchaftsverſammlung, 

e) die Heranziehung oder Veranlagung zu den Genoſſenſchaftsabgaben, 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
bei dem Kreisausſchuſſe ſtatt. 

6) Unterläßt oder verweigert eine Realgemeinde die ihr obliegenden 
Leiſtungen und Ausgaben zu bewilligen, ſo kann die Aufſichtsbehörde, 
unter Anführung der Gründe, die Eintragung in den Etat beziehungs⸗ 
weiſe die Feſtſtellung der Ausgabe verfügen. a 

Gegen die Verfügung der Aufſichtsbehörde ſteht der Realgemeinde 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe beziehungsweiſe, wenn der Re⸗ 
gierungspräſident Aufſichtsbehörde iſt, bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 


. 
Das Verfahren behufs ſtatutariſcher Regelung der Verfaſſung einer Real- 
gemeinde iſt gebühren und ſtempelfrei. 


F. 10. 


Für diejenigen Gemeinheiten, welche im Gemeindebezirke einer Stadt (§. 4 
Abſ. 5 der Hannoverſchen revidirten Städteordnung vom 24. Juni 1858) belegen 
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find, tritt an die Stelle des Landrathes (F. 3, F. 4, F. 5 und F. 8 Ziffer 1) der 
Magiſtrat, an die Stelle des Kreisausſchuſſes im Falle der $$. 3, 4 und 5 der 
Magiſtrat, im Falle des F. 8 Ziffer 1 und 5 der Bezirksausſchuß, wenn jedoch 
der letzte Abſatz des §. 6 zur Anwendung kommt, im Falle des §. 8 Ziffer 1 an 
die Stelle des Landrathes der Regierungspräſident und an die Stelle des Re 
gierungspräſidenten der Oberpräſident. 8 

Für die Ladung ($. 4 Abſ. 4 und 5) genügt die öffentliche Bekanntmachung. 


I 

Für Realgemeinden, deren Verfaſſung durch ein nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes errichtetes Statut geregelt iſt, treten die Beſtimmungen in den $$. 4 
und 5 des Geſetzes vom 14. März 1881 über gemeinſchaftliche Holzungen 
(Geſetz-Samml. S. 261) und die auf Grund deſſelben erlaſſenen, ſowie alle 
ſonſtigen für dieſelben beſtehenden Statute außer Wirkſamkeit. 

Im Uebrigen werden die beſtehenden beſonderen Vorſchriften über die Auf⸗ 
ſicht und Mitwirkung der Staatsbehörden bei der Verwaltung der Forſten einer. 
Realgemeinde, ſowie diejenigen Vorſchriften, welche ſich auf die Zuläſſigkeit einer 
Gemeinheitstheilung und die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden be- 
ziehen, durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


6. 12. 


Der Miniſter des Innern und der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. Sie erlaſſen 
die hierzu erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Friedrichskron, den 5. Juni 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Mavbach. Frhr. v. Lucius. 
v. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. 
Bronſart v. Schellendorf. Gr. v. Bismarck. 


(Nr. 9299 - 9300.) 
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(Nr. 9300.) Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Oder und der Spree, ſowie die Abs 
änderung des Geſetzes vom 9. Juli 1886, betreffend den Bau neuer Schiff 
fahrtskanäle und die Verbeſſerung vorhandener Schifffahrtsſtraßen. Vom 
6. Juni 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Sl. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 

I. zur Verbeſſerung der Schifffahrt auf der Oder von Breslau bis Koſel, 

II. zur Verbeſſerung des Spreelaufs innerhalb der Stadt Berlin und bis 

zur Einmündung der Spree in die Havel, 

III. zur Verbeſſerung der Stromverhältniſſe in der unteren Oder durch 

folgende Anlagen: 

a) Regulirung der Oder vom Pätziger Theerofen bis Raduhn, ein⸗ 
ſchließlich der zum Schutz des Dorfes Pätzig erforderlichen bau⸗ 
lichen Herſtellungen, 

b) Durchſtich des Saathener Hakens, 

e) Regulirung der Oder vom Saathener Durchſtich bis Schwedt, 

d) Ausbau der Meglitze als Fluthkanal und Bau eines Nadelwehres 
in derſelben, 

e) Regulirung der Oder von Schwedt bis Nipperwieſe, 

1) Neubau einer Brücke über die Meglitze in dem Schwedt⸗Nieder⸗ 
kräniger Damm 

die Summen 

ad J von 21500 000 Mark, 

ad II von 3 200 000 Mark, 

ad III von 1 600 000 Mark 
nach Maßgabe der Projekte zu verwenden, welche von dem Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten — ad III im Einverſtändniſſe mit dem Minifter für Landwirth⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten — feſtzuſtellen ſind. 

Die Staatsregierung wird ferner IV. unter Abänderung des §. 1 des 
Geſetzes vom 9. Juli 1886 (Geſetz-Samml. S. 207), betreffend den Bau neuer 
Schifffahrtskanäle und die Verbeſſerung vorhandener Schifffahrtsſtraßen, ermächtigt, 

zur Ausführung der unter Nr. daſelbſt näher angegebenen Waſſer⸗ 
bauten ſtatt 58 400 000 Mark die Summe von 59 825 033 Mark, 
mithin für die im §. 1 gedachten ſämmtlichen Bauarbeiten ſtatt 
71 000 000 Mark den Betrag von 72 425 033 Mark zu verwenden. 
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Mit der Ausführung des Projekts ad J iſt erſt vorzugehen, wenn der ge 
ſammte Grund und Boden, welcher nach den feſtgeſtellten Projekten für die 
Bauausführung einſchließlich der Nebenanlagen erforderlich iſt, der Staatsregierung 
aus Intereſſentenkreiſen unentgeltlich und laſtenfrei zum Eigenthum überwieſen, 
oder die Erſtattung der ſämmtlichen, ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege 
der freien Vereinbarung oder der Enteignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich 
aller Nebenentſchädigungen für Wirthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile, 
in rechtsgültiger Form übernommen und ſichergeſtellt iſt. 

Mit der Ausführung des Projekts ad IV iſt erſt vorzugehen, wenn zu 
den Koſten des Grunderwerbs x. aus Intereſſentenkreiſen ein Beitrag von 
4 854 967 Mark in rechtsgültiger Form übernommen und ſichergeſtellt iſt. 

Der $. 2 des Geſetzes vom 9. Juli 1886 (Geſetz-Samml. S. 207) wird 
aufgehoben. 

§. 3. 

Mit dem Bau der einzelnen unter b bis e im F. 1 III aufgeführten An⸗ 
lagen iſt erſt vorzugehen, wenn die Ausführung der anſchließenden Deich- und 
Entwäſſerungsanlagen geſichert iſt. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im $. 1 erwähnten 
Koſten im Wege der Anleihe eine entſprechende Anzahl von Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben. Derſelbe beſtimmt auch, wann, durch welche Stelle, 
in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße und Kurſe und unter welchen 
Kündigungsbedingungen die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen. 

Wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen Annahme der 
Schuldverſchreibungen zu pupillariſcher und depoſitalmäßiger Sicherheit, ſowie 
wegen Verjährung der Zinſen kommen die Vorſchriften des Geſetzes vom 
19. Dezember 1869 (Geſetz⸗Samml. 1869, S. 1197) zur Anwendung. 

$. 5. 

Die Ausführung des Geſetzes wird, ſoweit ſie nicht nach den Beſtimmungen 
im §. 4 dem Finanzminiſter obliegt, dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
— unter Mitwirkung, was die Bauausführung $. 1 sub III betrifft, des 
Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten — übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Friedrichskron, den 6. Juni 1888. 


(L. S.) Friedrich. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. 
v. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. 
Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 


(Nr. 9300 — 9301.) 
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(Nr. 9301.) Geſetz, betreffend die Erleichterung der Volksſchullaſten. Vom 14. Juni 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie bis zum Erlaſſe eines Geſetzes über die Unterhaltung der 
Volksſchulen, was folgt: 
5. fe 
Zur Erleichterung der nach öffentlichem Rechte zur Unterhaltung der Volks- 
ſchulen Verpflichteten iſt aus der Staatskaſſe ein jährlicher Beitrag zu dem Dienſt⸗ 
einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an dieſen Schulen zu leiſten. 
Die Höhe dieſes Beitrages wird ſo berechnet, daß für die Stelle 
1) eines alleinſtehenden, ſowie eines erſten ordentlichen Lehrers 400 Mark, 
2) eines anderen ordentlichen Lehrers 200 Mark und einer ordentlichen 
Lehrerin 150 Mark, 
3) eines Hülfslehrers und einer Hülfslehrerin 100 Mark 
gezahlt werden. N 
Bei der Berechnung kommen nur vollbeſchäftigte Lehrkräfte in Betracht. 
Darüber, ob eine Lehrkraft voll beſchäftigt iſt, entſcheidet ausſchließlich die Schul- 
aufſichtsbehörde. 1 
§. 2. 


Der Staatsbeitrag iſt an diejenige Kaſſe, aus welcher die Lehrerbeſoldung 

beſtritten wird, vierteljährlich im Voraus zu zahlen. 

Derſelbe dient zur Beſtreitung folgender von den zur Unterhaltung der 

Volksſchulen nach öffentlichem Rechte Verpflichteten zu gewährenden Leiſtungen: 

1) des baaren Theils des Dienſteinkommens der Lehrer einſchließlich der 
Aufwendungen für nicht voll beſchäftigte Lehrkräfte, 

inſofern er hierzu nicht erforderlich iſt, 

2) des anderweitigen Dienſteinkommens einſchließlich der Aufwendungen 
für Dienſtwohnung, Feuerung und Bewirthſchaftung des Dienſtlandes, 
mit Ausſchluß jedoch der Baukoſten. | 

Dabei ſollen Leiſtungen, welche auf Umlagen beruhen, vor ſonſtigen 

Leiſtungen berückſichtigt werden. 1 


g. 3. 


Das Recht auf den Bezug des Staatsbeitrages ruht, ſo lange und ſo weit 
durch deſſen Zahlung eine Erleichterung der nach öffentlichem Rechte zur Schul⸗ 
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unterhaltung Verpflichteten bezüglich der von ihnen für das Dienſteinkommen von 
Lehrern und Lehrerinnen an Volksſchulen ($. 2) zu tragenden Laſten mit Rückſicht 
auf vorhandenes Vermögen oder auf Verpflichtungen Dritter aus beſonderen 
Rechtstiteln nicht würde bewirkt werden. 


6. 4. 


Die Erhebung eines Schulgeldes bei Volksſchulen findet fortan nicht ſtatt. 
Ausnahmen ſind nur geſtattet: 


1) für ſolche Kinder, welche innerhalb des Bezirks der von ihnen befuchten 
Schule nicht einheimiſch ſind, 


2) ſoweit als das gegenwärtig beſtehende Schulgeld durch den Staats⸗ 
beitrag (§. 1) nicht gedeckt wird, und anderenfalls eine erhebliche Ver⸗ 
mehrung der Kommunal- oder Schulabgaben eintreten müßte. Das 
danach einſtweilen in der Schule überhaupt noch zuläſſige Schulgeld 
iſt in Landſchulen mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadt⸗ 
ſchulen mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes feſtzuſtellen. Von 
fünf zu fünf Jahren iſt zur Weitererhebung eine erneute Genehmigung 
erforderlich. In den Provinzen Schleswig-Holſtein und Poſen iſt bis 
zu dem im F. 155 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) bezeichneten Zeitpunkte 
für dieſe Genehmigung bei Landſchulen der Landrath, bei Stadtſchulen 
der Regierungspräſident zuſtändig. 


g. 5. 


Wo ſeither das Schulgeld als ein feiner Natur nach ſteigendes und fallendes 
perſönliches Dienſtemolument des Lehrers einen Theil des Dienſteinkommens 
deſſelben gebildet hat, iſt dem Lehrer der durchſchnittliche Betrag des Schulgeldes 
während der letzten drei Etatsjahre vor dem Etatsjahre, in welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt, als Theil ſeines baaren Gehaltes zu gewähren. 


$. 6. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1888 in Kraft. 

Mit demſelben Zeitpunkte treten die Vorſchriften der $$. 1 bis 3 des Ge 
ſetzes vom 29. Juli 1837, die Theilnahme der Landeskaſſe an den Koſten des 
Volksunterrichts betreffend (Sammlung der Geſetze und Verordnungen für das 
Fürſtenthum Hohenzollern⸗Sigmaringen Bd. IV S. 534), und des §. 2 der 
Verordnung vom 18. Februar 1843, die Erhöhung der Normalgehalte für die 
Schullehrer und Proviſoren betreffend (a. a. O. Bd. IV S. 339), außer Kraft. 


Gef. Samml. 1888. (Nr. 9301.) 45 


— 242 — 


F. 7. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


A Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Friedrichskron, den 14. Juni 1888. 
In Vertretung Seiner Majeſtät des Königs: 


(L. S.) Wilhelm, Kronprinz. 


Fürſt v. Bismarck. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. v. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
Gr. v. Bismarck. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das unterm 19. April 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Dem⸗ 
min⸗Fließ-Meliorationsgenoſſenſchaft in Zühlsdorf durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 20 S. 131, ausgegeben 
den 16. Mai 1888; 

2) das unterm 8. Mai 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Wiſſoka im Kreiſe Roſenberg O. S. durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 21 S. 154, ausgegeben 
den 25. Mai 1888; 

3) das unterm 8. Mai 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut der öffentlichen 
Waſſergenoſſenſchaft zur Regulirung der Pszezynka im Kreiſe Pleß durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 21 S. 157, aus⸗ 
gegeben den 25. Mai 1888; 

4) das unterm 8. Mai 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Ober- und Nieder-Marklowitz im Kreiſe Rybnik 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 22 S. 167, 
ausgegeben den 1. Juni 1888. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


